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WIESBADEN

über Magistrat
Der Oberbürgermeister

und
Herm Sladtverordnetenvorsteher
Dr. Gerhard Obermayr

an die
BLWULWivvardak Rathausfraktion

L+ Oktober 2024

Anfrage der BLWULWMardak Rathausfraktion vom 15. 10.2024, Nt. 20812024 nach § 45
der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung, SV Nr. 24-V-01-0022

Nennung von Namen in Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung

lmmer wieder hat der VorsiEende des Ausschusses für Mobilitäl Herr Martin Kraft in Aus-
schusssitzungen des Mobilitätsausschusses und SiEungen der Stadwerordnetenversamm-
lung darauf hingewiesen, dass Namensnennungen von Personen im Zusammenhang mit
Personalangelegenheiten der Landeshauptstadt Wiesbaden oder deren Tochtergesellschaf-
ten aus datenschutzrechtlichen Gründen und aus Gründen der Nichtöffentlichkeit als Auf-
sichtsrätsmitglied bei ESWE-Verkehr nicht erlaubt seien. Es drängte sich wiederholt der Ein-
druck auf, dass Missstände bei ESWE-Verkehr mit diesen formalen Argumenten unter den
'l-isch gekehrt werden sollen. Wenn es für Herm Kraft opportun erscheint geht er über diese
Regeln hinweg.

ln der letaen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 26.O9.2024 wurde von Herm
Kraft, trotzdem explizit der Name eines Mitgliedes des Betriebsrates von ESWE Verkehr,
Herm Damian Kula, genannl und somit iiffentlich gemacht.

Der Magistrat wird gebeten folgende Fragen zu beant\,\orten:

l. Wie be\,vertet der Magistrat politisch, mtralisch und juristisch solche
Namensnennungen?

2. Wird es in diesem FalljuristiscfE Konsequenzen fur Herm Kraft geben? Wenn ja,
welche, wenn nein, warum nicfrt?

Eli, FragB bentnorE idrwlefolgü

Zu 1.:

Dem lragisträt sletlen kdne moralisctEn und politisden BewerturBen des Vorgehens von
A.tsscfirrss/orsitrerdefl ar. Sofem dartiber beraEn werden soll, ist das ArEeleS,entEat des
Ätesrenrates.
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Zu2.:

Verstöße gegen die Verschwiegenheitspflicht werden nach § 35 Abs. 2 der Hessischen GR'
meindeordnung vom lnnenministerium verfolgt. Es bleibt Betroffenen unbenommen, sich an
das lnnenministerium zu wenden, falls der angebliche Verstoß geahndet werden soll. Auch
können sich Stadtverordnete direkt an das lnnenministerium wenden.
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